
Massaker  an  Geflüchteten  in
Melilla:  Ein  weiterer  blutiger
Höhepunkt der Festung Europa
Auch wenn diese im Zuge der zahlreichen Krisen unterzugehen scheinen,
häufen  sich  die  Meldungen  von  Toten  an  den  EU-Außengrenzen  wieder
einmal.

Zahlreiche Menschen sterben bei der Flucht übers Mittelmeer, im Jahr 2022
alleine 1982, zudem harren immer noch Tausende an der Belarussischen,
Griechisch-Türkischen  sowie  anderen  Grenzen  aus,  an  denen  sie  vom
örtlichen  Grenzschutz  massive  Gewalt  erfahren.

Doch  gerade  ein  bisher  eher  unbekannterer  Teil  der  „Festung  Europa“
erlangte dieses Jahr traurige Bekanntheit: Melilla

Tödliche Grenzgewalt in Melilla
Hier starben mindestens 37 Flüchtende (70 weitere gelten bis  heute als
vermisst) an der Grenze zwischen dem marokkanischem Staatsgebiet und der
spanischen Exklave in Nordafrika, welche als ein Relikt aus der kolonialen
Besatzung Nord-Marokkos durch Spanien fortbesteht und, wie auch Ceute,
als EU Territorium zählt.

Im Juni letzten Jahres versuchten etwa 2000 Menschen bei Melilla über den
metallenen Grenzzaun zu kommen, um in ihrer Flucht nach Europa vor Krieg
und Hunger nicht den tödlichen Weg über das Mittelmeer auf sich nehmen
zu  müssen.  Ausgelöst  wurde  dieser  Sturm  wohl  durch  marokkanische
Grenzbeamte selber, welche ein provisorisches Geflüchteten-Camp in einem
nahegelegenen Wald auflösten und eine Massenpanik auslösten.

Diese wurde noch weiter befeuert, als am Grenzzaun sowohl spanische als
auch marokkanische Beamte, welche immer wieder bei der Verteidigung der
Grenzen der Festung Europa zusammenarbeiten, ähnlich wie z.B. in Libyen
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oder  der  Türkei,  gewaltsam  gegen  die  Migrant_Innen  vorgingen.  Sie
schossen mit Tränengas und Gummigeschossen in die Menge. Aufgrund des
Drucks der Menschenmasse, brach schließlich der Zaun zusammen, wobei
bereits  mehrere  Menschen  schwer  verletzt  wurden.  Diverse  Videos
dokumentieren, wie daraufhin marokkanische Beamte wahllos auf am Boden
Liegende  einschlugen  und  offenkundig  bewusstlose  Menschen  mehrere
Meter  über  den  Boden  schleiften.

Reaktion
Bereits  kurz  nach dem Vorfall  wurden Stimmen laut,  sowohl  von Seiten
diverser Presseportale als auch von Augenzeug_Innen, welche betonten, dass
die tödliche Gewalt nicht ausschließlich auf der marokkanischen Seite des
Grenzzauns  stattfand,  sondern  auch  auf  spanischem  Staatsgebiet  von
spanischen  Grenzbeamten  durchgeführt  wurde.

Unter dem Hashtag #melillamassacre wurde das Massaker an Flüchtenden
auf Social Media breit verurteilt und zog eine Welle an Protesten in Spanien
und Marokko nach sich.

Der  Druck  von  Migrant_Innen  und  Menschenrechtsorganisationen  führte
dazu,  dass  die  spanische Generalstaatsanwältin  ankündigte,  Ermittlungen
bezüglich  des  Vorgehens  der  Grenzbeamten  einzuleiten.  Ein  halbes  Jahr
später wurde das Verfahren jedoch öffentlich eingestellt.

Videos, mit den entscheidenden Minuten, welche beweisen sollen, dass es
auch auf spanischem Gebiet Tote gab, bleiben weiterhin unter Verschluss.
Spaniens  Innenminister  Fernando  Grande-Marlaska  beharrt  weiterhin
darauf, dass es keine Todesfälle auf spanischer Seite gegeben hätte und dass
er  die  Reaktion  und  das  Vorgehen  der  Polizist_Innen  für  angemessen
empfindet,  eine Aussage die  wieder  einmal  die  Menschenverachtung des
Europäischen Grenzregimes unterstreicht.

Die Rolle der „Festung Europa“
Melilla  ist  dabei  nur eine mörderische Mauer der Festung Europa unter



vielen.  So  führt  die  Grenzschutzorganisation  der  EU,  Frontex,  illegale
Pushbacks durch, was konkret bedeutet, dass sie hilfesuchende Menschen,
zum Beispiel an den Küsten Griechenlands, zurück ins Meer prügelt und
damit ihren Tod billigend in Kauf nimmt.

All  das  geschieht  nicht  ohne Grund,  es  ist  kein  Zufall,  dass  die  ach  so
menschenrechtsfreundliche  und  demokratische  EU  in  ihrer  Politik
Migrant_Innen  gegenüber  so  brutal  und  repressiv  vorgeht.

Der Grund hierfür heißt Imperialismus.

Denn der verhältnismäßig hohe Lebensstandard in der EU basiert auf der
Überausbeutung von Halbkolonien, größtenteils im globalen Süden.

Überausbeutung  heißt  hier,  dass  die  Arbeiter_Innen  nicht  nur  von  ihrer
eigenen nationalen Bourgeoisie ausgebeutet werden, sondern zusätzlich noch
von der eines oder mehrerer imperialistischer Länder. Diese erlangen durch
große ökonomische Macht politischen Einfluss und halten die Ökonomie der
Halbkolonie  soweit  künstlich  klein,  um  weiter  von  der  Ausbeutung
natürlicher  Ressourcen,  sowie  dem  Nutzen  als  Absatzmarkt  und
Niedriglohnstandort,  zu  profitieren.

Diese  Überausbeutung  ermöglicht  es  der  herrschenden  Klasse  in  den
imperialistischen  Zentren  (z.B.  EU,  USA  und  China)  auch,  durch
Zugeständnisse  einen  privilegierten  Teil  der  Lohnabhängigen
(Arbeiter_Innen-Aristokratie) ruhig zu halten und an sich zu binden.

Zu diesem Teil  gehört auch die Gewerkschaftsbürokratie sowie meist die
Führung sozialdemokratischer Parteien.

Die imperialistischen Staaten wie eben Deutschland und Frankreich haben
also  ein  starkes  Interesse  daran,  die  Grenzen  zu  schließen  und  zu
verteidigen, da ansonsten Menschen aus den Halbkolonien einfach in den
reicheren globalen Norden kommen und sich der Überausbeutung entziehen
könnten.



Rassismus als Legitimation
Legitimiert wird dieses Vorgehen durch den Rassismus als Werkzeug, der ein
zentraler Teil des aktuell auch wieder erstarkenden Rechtspopulismus ist,
dabei  von  allen  bürgerlichen  Parteien  mehr  oder  weniger  ausgeprägt
mitgetragen wird und ursprünglich als Legitimation von Kolonialismus und
Imperialismus entstanden ist.

Der  Rassismus  erfüllt  aber  noch  eine  weitere  Funktion,  nämlich  die
Schwächung der Arbeiter_Innenklasse, durch ihre Spaltung in Nationen und
Kulturen.

Je  kleinteiliger  die  Lohnabhängigen  untereinander  verfeindet  sind,  desto
schwächer sind sie in der Erkämpfung ihrer Rechte gegen die Bourgeoisie.

Auch verschleiert Rassismus die eigentlichen Ausbeutungsverhältnisse. Statt
des  Klassenkonflikts  zwischen  „oben  und  unten“,  also  Proletariat  und
Bourgeoisie,  wird  ein  Konflikt  zwischen  „innen  und  außen“,  zwischen
„Heimischen und Fremden“ in den Mittelpunkt gerückt, obwohl eigentlich
überhaupt  kein  Interessengegensatz  herrscht  zwischen  europäischen,
arabischen  und  afrikanischen  Arbeiter_Innen.

Mit  einem  sehr  ähnlichen  ideologischen  Konstrukt,  dem  Nationalismus,
sollen außerdem die Arbeiter_Innen an den eigenen imperialistischen Staat 
gebunden werden.

Wie das funktioniert lässt sich gut am Beispiel des russischen Angriffskriegs
in der Ukraine beobachten, wo bedingungslose Solidarität mit dem Westen
gefordert  wird  und  auch  selbst  proklamierte  „antirassistische“  Grünen-
Politiker_Innen antirussischen Rassismus verbreiten und Entschlossenheit im
Kampf  gegen  den  „nationalen  Feind“  fordern,  statt  die  internationale
Arbeiter_Innenklasse  zum  Widerstand  gegen  den  Krieg  aufzurufen.

Um gegen das Europäische Grenzregime anzukämpfen, stellen wir folgende
Forderungen auf:

Die Grenzen auf, Stacheldraht zu Altmetall – Nieder mit der Festung



Europa!
Weg mit  Frontex  und anderen Grenzschutzbehörden!  Schluss  mit
„Flüchtlingsdeals“ wie mit Marokko oder der Türkei!
Staatsbürger_Innen-Rechte für alle, überall!
Fluchtursachen  statt  Flüchtende  bekämpfen  –  Streichung  aller
Schulden von Halbkolonien!
Schluss mit ethnischer und nationaler Spaltung! Für die Vereinigung
von Arbeiter_Innen und Jugend aller Länder zu einer internationalen
Bewegung  gegen  den  Imperialismus  und  die  Herrschaft  der
Bourgeoisie!

Resolution:  Refugees  Welcome,
fight the causes of flight!
International Resolution of REVOLUTION, October 2015

More  and  more  people  are  fleeing  the  civil  war  in  Syria  and  from the
breakdown of the Iraqi state. The refugee camps in Turkey and the states
surrounding Syria have been overrun way past their capacities for years but
recently pressure on the European states has increased as refugees make
their way into the imperialist heartlands.

The first signs could be seen in Lampedusa or Calais – in the last month
though the number of refugees has significantly surpassed the capacities of
the camps and registration infrastructure provided by the bourgeois states of
Europe. The barbed wire fences in Hungary and the other border states will
not stop people who have come so far to escape Assad’s barrel bombs and the
terror  of  ISIS.  Right  now there are  police  and military  stationed at  the
borders shooting teargas and rubber bullets at refugees trying to enter. The
Hungarian military has even received permission to use firearms in a non-
lethal way. That is what capitalist human rights look like when it comes down
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to it. The imperialist core of the EU is trying to make it seem like this is just
Hungary’s right wing, nationalist government going buck wild. But looking at
the billions of Euros that have been invested into the Hungarian border this
is hard to believe. It is just the scenario easiest to sell to the public while
screening  heartening  pictures  of  individual  activists  who  are  trying  to
compensate for the shortcomings of the European governments, a task that
can not be accomplished by them. At the same time the EU is preparing more
coordinated military actions in the Mediterranean Sea to simply sink the
boats trying to cross over to Europe.

 

As a result of EU policy the hungarian government is now able to using the
current “refugee crisis” in order to push through a variety of anti democratic
and racist laws which will not only enable the hungarian police to search all
places where they suspect  illegal  immigrants without any sort  of  search
warrant. They have also now pushed through a law, making it a criminal
offence to enter hungary illegally and set up a system of speed trials in order
to deport and criminalize refugees. As an enormous number of refugees are
young people and children they are also legally treating 14 to 18 year olds as
adults to get rid of them. The ruling party in Hungary, FIDESZ under Viktor
Orban,  has been pushing through antidemocratic measures and austerity
policies in the last couple of years and has recently lost its absolute majority
in parliament[1]. Since the fascist party Jobbik are now the second strongest
parliamentary force in the opinion polls, almost catching up with Fidesz[2],
this might lead to a future coalition of Fidesz and Jobbik furthering the right
wing backlash.

The rest of the european countries is currently trying to make it look like
they have nothing to do with the actions of the military or FRONTEX at the
EU borders. The German and Austrian governments are praising their great
“welcoming  culture”,  while  closing  the  borders.  Especially  the  weapon
industries in Germany and France have profited from both the wars in Syria,
Ukraine and Africa and the investments into border security.

The ruling classes of Europe have also found another way to exploit the



precarious situation refugees are faced with when fleeing to countries like
Germany. It is no coincidence that capitalists are all of a sudden calling for a
work  permission  for  refugees,  the  welcoming  culture  is  limited  to  the
principle that refugees are welcome as long as capitalists are welcome to
exploit them. They hope to create a completely vulnerable, powerless strata
of the working class which they can exploit as much as possible. We fully
support the right of refugees to work and lead an emancipated life in the
countries they had to flee to, but we need to force the unions into organizing
a campaign in support of refugee rights as well as organizing refugees as
fellow union members and workers.

As for the war in Syria it  has also developed more characteristics of an
imperialist conflict.The US are bombing oil refineries and sometimes even
ISIS, the CIA tries to put forth a force acting in their interest, Russia is
exporting aircraft, battle tanks and even personnel to Assad and regional
powers such as Qatar and Saudi-Arabia are investing in the war as well. The
rigorous continuation of this brutal conflict has lead to a wave of of refugees
not matched in decades.

To meet the needs of these people, which is our duty since our wealth is
founded on their misery, we need to coordinate internationally. We need to
force the European governments into opening the borders, providing safe
passage for every refugee and organizing sea rescue initiatives. We need to
force  them into  providing  appropriate  housing,  food  and  healthcare  for
everybody. We oppose the idea of creating „nicer“ forms of detention camps
but we argue for the right of refugees to live in socially funded housing, not
segregated and hidden away from society but as an equal part of it. We need
to fight against racism, the growing right wing in Europe and the ongoing
attempts  to  divide  us.  Therefore,  we  also  oppose  every  concept  of
discrimination  between  economic  and  political  refugees  –  freedom  of
movement is everyone’s right, no matter if they are fleeing war, hunger or
poverty. We need to demand full citizenship for everyone, the right to vote, to
work, to live wherever they want and the right to organize.

Right now we see the individual effort of thousands of volunteers and their
great sacrifices all over Europe, which is admirable and a natural reaction to



the suffering of others. But it is not a possible solution. We need to address
the issues that are really responsible for this situation; the Assad regime
which has slaughtered tens of thousands and displaced countless more, the
imperialist  governments  and  economies  that  are  profiting  from  war,
exploitation and poverty and finally ISIS who are a creation of imperialist
interventions. We need to demand that they stand up to their crimes and pay
for them. The struggle for the refugees is not fought or won in the camps, at
the registration sites or borders. It must be brought to the streets, into the
imperialist centers if we want to solve it. The war that has been brought upon
the Syrian  or  Iraqi  people  needs  to  return  to  those  who caused it,  the
bourgeois class.

Though the demands we are raising against the governments of Europe are
based on the dire necessities of being a human, it would be foolish to expect
the bourgeois states to try to fulfill them as they attack the very base of their
power and wealth. The recent development, the crisis, shows with even more
vigor that we have all the right to do so. This tragedy cannot be ended until
we eradicate the real cause for it, the capitalist system. A social structure
based on ever growing exploitation of the majority of people has not the
potential to solve this crisis for it is the cause of it. If we want to help the
refugees, if we want to fight the rising racist and nationalist movements we
need fight capitalism as a whole and bring it down.
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